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Amtlicher Teil 
 

Stadt Burg 

 
1. Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB über die 3. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplanes Nr. 50 „Gewerbegebiet Martin-Luther-Straße“ 
 
Der Stadtrat der Stadt Burg hat auf seiner Sitzung am 12. September 2019 mit der Beschlussvorlage Nr. 122/2019 
die 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 50 „Gewerbegebiet Martin-Luther-Straße“ in der Fassung 
vom Juli 2019 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 

Der Gewerbestandort Martin-Luther-Straße soll um die Flächen des ehemaligen Garagenkomplexes an der August-
Bebel-Straße und um eine Freifläche an der August-Bebel-Straße erweitert werden. Diese Flächen schließen sich 
direkt an den bereits vorhandenen rechtskräftigen Bebauungsplan an.  

 
Die Inhalte der möglichen Investition des Vorhabenträgers innerhalb des 3. Änderungsverfahrens könnten folgende 
Vorhaben umfassen: 

- Errichtung von Mitarbeiterstellplätzen, 
- Errichtung einer Logistikhalle und  
- Errichtung eines Schulungszentrums. 

 
Für die Errichtung der Mitarbeiterstellplätze soll festgesetzt werden, dass für je 5 Stellplätze ein einheimischer 
großkroniger Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 12 cm zu pflanzen ist.  
 
Im Rahmen der Änderung sind die Ergebnisse aus dem schalltechnischen Gutachten in Entwurf übernommen 
worden. Das Resultat aus den Untersuchungen ergab für die Erweiterung des Plangebietes ein Gewerbegebiet 
gemäß § 8 BauNVO, somit sind nur Nutzungen und Betriebe zulässig die das Emissionskontingent (in der 
Planzeichnung als LEK,I dargestellt) nicht überschreiten. Das Kontingent bezieht sich auf die Lautstärke von  
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Geräuschen (dB (A)), die weder tags (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr – 06.00 Uhr) übertroffen 
werden.  
 
Das Vorhaben dient der Erhöhung der Produktionskapazität und der baulichen Erweiterung des bestehenden 
Standortes der Firmen Burger Küchenmöbel GmbH und Burger Möbelelemente GmbH u. Co KG. 

 

Der Beschluss über die 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 50 „Gewerbegebiet Martin-
Luther-Straße“ wird hiermit ortsüblich bekanntgemacht.  

 
Mit der Bekanntmachung tritt die 3. Änderung des Bebauungsplanes in Kraft. 
 
Der Plan mit seiner Begründung kann in der Stadtverwaltung Burg, In der Alten Kaserne 2, 39288 Burg, 
Fachbereich Stadtentwicklung und Bauen, Sachgebiet Stadtplanung - Städtebauförderung, 2. Obergeschoss, 
Zimmer 221 während der üblichen Sprechzeiten und nach Terminvergabe von jedermann eingesehen und 
Auskunft über den Inhalt verlangt werden. 
 
Gemäß § 10a Abs. 2 BauGB kann der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begründung auf der Internetseite 
der Stadt Burg unter https://www.stadtburg.info/bauleitplanungen.html ergänzend eingesehen werden. 

 
Hinweise: 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 und Abs. 4 BauGB des Baugesetzbuchs in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2017 (BGBI. I 
S. 2808) m.W.v. 29. Juli 2017, über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche von durch 
Festsetzungen des Bebauungsplanes oder seine Durchführung eintretenden Vermögensnachteilen, die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichnet sind, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
(§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt.  
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
in den § 44 Abs. 3 S. 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 
herbeigeführt wird. 

 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenen Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Gemäß § 8 Abs. 3 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der Fassung vom 
17. Juni 2014 (GVBl. LSA 12/2014 vom 26. Juni 2014) wird hingewiesen: Die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften des KVG LSA beim Zustandekommen des Bebauungsplanes kann nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.  

 
Burg, 26. SEP. 2019 
 
 
gez. 
Rehbaum 
Bürgermeister 
 

– Karte siehe Folgeseite –

https://www.stadtburg.info/bauleitplanungen.html
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Übersicht über den geplanten räumlichen Geltungsbereich der 3. Änderung und Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 50 „Gewerbegebiet Martin-Luther-Straße“ (Karte unmaßstäblich) 
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2. Bekanntmachung - Hinweis der Bundeswehr 

 

Der Standortübungsplatz BURG ist Militärischer Sicherheitsbereich. 

 

Die Grenzen sind durch Warntafeln und Sperrschranken kenntlich gemacht. 

 

Das Betreten und/oder Befahren des Standortübungsplatzes stellt eine Gefahr für Leib und Leben durch Schieß- 

und Übungsbetrieb dar und ist deshalb verboten. 

 

Besonders Kinder spielen gerne auf Teilen des Standortübungsplatzes. 

Dabei sind sie sich der Gefahr für Leib und Leben beim Betreten oder Befahren des Standortübungsplatzes nicht 

bewusst. Bei der Berührung oder Mitnahme von Blindgängern oder Munitionsteilen kann es zu lebensgefährlichen 

Verletzungen kommen. 

Eltern und Lehrpersonal der Schulen werden dringend gebeten, auf diese Gefahren hinzuweisen. 

 

Bei Kontrollen des Standortübungsplatzes durch Feldjägerstreifen und /oder des Feldwebels für 

Standortangelegenheiten werden immer wieder Verstöße gegen das Betretungs- und Befahrungsverbot festgestellt.  

Diese Zuwiderhandlungen werden verfolgt. 

 

 

Die / Der Standortälteste BURG 

 
 

Ende der amtlichen Bekanntmachungen 

 


